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1. Einführung

Die Kommission hat im Juli 2005 einen „Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur 
Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, vor allem an den Binnengrenzen, und zur Änderung des 
Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen“ angenommen.

Damit wird die Aufgabe des Artikels 29 des EU-Vertrags erfüllt, den Bürgern ein hohes Maß 
an Sicherheit zu bieten, und der Forderung des Europäischen Rates im Haager Programm von 
2004 Rechnung getragen, den Rechtsrahmen im Hinblick auf die praktische 
grenzüberschreitende polizeiliche Zusammenarbeit weiter zu entwickeln.

Durch die Abschaffung der Kontrollen an den Binnengrenzen des Schengenraumes ist es 
Straftätern möglich, straffrei Grenzen zu überschreiten, wenn der Einsatz der 
Strafverfolgungsbehörden an den Binnengrenzen enden muss und wenn es an der 
polizeilichen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten mangelt. Dieses 
Sicherheitsdefizit ist besonders in Grenzregionen spürbar, in denen der Bedarf an einem 
geeigneten Mechanismus der Zusammenarbeit wirklich akut ist.

2. Geltende Vorschriften im Regelungsbereich des Vorschlags 

1. Neben den Artikeln 291, 302 und 34 Absatz 2 Buchstabe c3 des EU-Vertrags hat die 
Europäische Union im letzten Jahrzehnt eine Vielzahl von Maßnahmen zur Verbesserung der 
polizeilichen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten angenommen.

2. Mit dem Schengener Durchführungsübereinkommen von 1990 wurden neue Formen der 
Zusammenarbeit zwischen den Polizeibehörden der Mitgliedstaaten, Verbindungsbeamte zur 
Koordinierung des Informationsaustausches, das Recht auf Nacheile und das Recht auf 
grenzüberschreitende Observation eingeführt. Obwohl diese Maßnahmen zum Zeitpunkt ihrer 
Einführung als sehr fortschrittlich betrachtet wurden, insbesondere weil sie 
grenzüberschreitende Einsätze der Strafverfolgungsbehörden möglich machten, gelten diese 
Mechanismen inzwischen eher als überholt.

3. Bilaterale Abkommen

Das Schengener Durchführungsübereinkommen beschränkt sich auf einen allgemeinen 
Rahmen, die Einzelheiten werden den Mitgliedstaaten überlassen, die aufgefordert sind, 
untereinander bilaterale Abkommen abzuschließen. 

Ein Beispiel für ein solches erfolgreiches Abkommen ist das Abkommen von Mondorf-les-
Bains, das 1997 von Frankreich und Deutschland unterzeichnet wurde und mit dem ein 
gemeinsames Zentrum für die Zusammenarbeit von Polizei und Zoll geschaffen wurde, das 
Beamte aus beiden Ländern unter einem Dach vereint. In dem Abkommen finden sich auch
Regelungen über den Informationsaustausch, die Rechtshilfe, Schulungsmaßnahmen, 
Verbindungsbeamte, die Observation und Nacheile. 

  
1 gemeinsames Vorgehen im Bereich der polizeilichen und justitiellen Zusammenarbeit
2 praktische Zusammenarbeit, Informationsaustausch
3 ermächtigt den Rat, Beschlüsse zur polizeilichen Zusammenarbeit anzunehmen
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In den letzten Jahren wurden mehrere moderne Abkommen von den Mitgliedstaaten 
abgeschlossen, und es gibt auch einen neuen Benelux-Vertrag vom 8. Juni 2004 über die
polizeiliche Zusammenarbeit. Gemäß diesem Vertrag unterliegen Nacheile und Observation 
zeitlich und örtlich keinen Beschränkungen mehr und Beamte sind befugt, Straftäter im 
Ausland festzunehmen, wenn sie auf frischer Tat gefasst werden. 

Im Mai 2005 wurde in Prüm ein Abkommen über die verstärkte grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Frankreich, Österreich, Deutschland, Spanien, Luxemburg, den 
Niederlanden und Belgien unterzeichnet. Dieses Instrument wird unter anderem weit 
reichende Maßnahmen zur Verbesserung des Informationsaustausches einführen.

4. Andere Fortschritte im Bereich dieses Vorschlags sind:

- Europol

- Task Force der europäischen Polizeichefs (TFPC)

- Europäische Polizeiakademie (EPA)

- AGIS - Rahmenprogramm für die Zusammenarbeit zwischen den 
 Strafverfolgungsbehörden

- Vorschlag für einen Rahmenbeschluss des Rates über den Austausch von
Informationen nach dem Grundsatz der Verfügbarkeit

3. In dem Vorschlag dargelegte derzeitige Probleme und Lösungen 

1. Trotz der Fortschritte zeigt das Gesamtbild der polizeilichen Zusammenarbeit ein Europa 
der verschiedenen Geschwindigkeiten mit einer Vielzahl von zwischenstaatlichen 
Abkommen, die parallel zu unionsweiten Lösungen existieren. 

Bilaterale/multilaterale Abkommen sind von Region zu Region verschieden und haben 
dadurch zu unterschiedlichen Sicherheitsniveaus im gemeinsamen Schengenraum geführt. 
Solche Unterschiede sollten vermieden werden. 

Da die Bestimmungen des Schengener Durchführungsübereinkommens von den 
Mitgliedstaaten auf unterschiedliche Weise angewendet werden, hat der Rat sogar einen 
Katalog von Empfehlungen für die korrekte Anwendung des Schengen-Besitzstandes und 
bewährter Praktiken herausgegeben1.

Ein Kernproblem im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit ist auch die übermäßige 
Verbreitung von unverbindlichen Maßnahmen (Leitfaden bzw. Handbücher, Empfehlungen 
usw.), die in zu vielen Fällen gleichbedeutend mit nicht existierenden Maßnahmen sind.

Viele Jahre nach der formalen Einbeziehung der polizeilichen Zusammenarbeit in die EU ist 
in diesem Bereich kein gemeinsamer Ansatz erzielt worden.

2. Der Vorschlag subsumiert in einem einzigen Beschluss die gemeinsamen Grundlagen und 
  

1 Dok. 9788/01/03 SCH-EVAL 40 COMIX 328 rev. 1 vom 16. Juni 2003
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Praktiken, die sich im letzten Jahrzehnt herausgebildet haben, und bringt Transparenz in den 
gesamten Bereich, so dass er von Praktikern außerordentlich begrüßt wird.

Der Beschluss zielt darauf ab, einen allgemeinen gemeinsamen Rahmen zu schaffen, der die 
künftige Entwicklung im Bereich der grenzüberschreitenden polizeilichen Zusammenarbeit 
fördert. Er legt gemeinsame Mindeststandards fest und überlässt es den Mitgliedstaaten zu 
entscheiden, ob sie in Bezug auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit weiter gehen 
wollen. 

Rechtsvorschriften auf EU-Ebene: Die Mitgliedstaaten sind gemeinsam verantwortlich für die 
Sicherheit der Union, verstanden als ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 
und können deren Sicherheit angesichts der Durchlässigkeit der Grenzen nicht jeder für sich 
allein gewährleisten. Außerdem kann die Änderung des Schengener 
Durchführungsübereinkommens nur auf EU-Ebene erfolgen.

4. Inhalt des Vorschlags

Artikel 1 beschreibt den Zweck des Beschlusses: Verbesserung des Informationsaustauschs 
zwischen den Strafverfolgungsbehörden, Abstimmung der strategischen, operativen und 
praktischen Tätigkeiten.

Artikel 2 enthält Begriffsbestimmungen: „Grenzregion“: von den Mitgliedstaaten definierte 
Gebiete, die das bis zu 50 km von der Grenze entfernte Hoheitsgebiet umfassen. „Von diesem 
Beschluss erfasste Behörden“: in erster Linie die Polizei- und Zollbehörden.

Artikel 3 enthält eine nicht erschöpfende Liste von Bereichen, in denen der 
Informationsaustausch verbessert werden soll und die ein Spiegelbild der derzeitigen 
bewährten Praktiken und der bestehenden bilateralen Abkommen darstellen.

Artikel 4 schafft Abhilfe in Bezug auf den mangelnden strategischen Ansatz im Bereich der 
polizeilichen Zusammenarbeit. 

Der Schwerpunkt liegt dabei auf folgenden Aspekten:

- operative Planungen und Tätigkeiten

- Prüfung der Kompatibilität und Interoperabilität von Ausrüstungen

- Schulung.

Artikel 5 beschreibt die praktische Zusammenarbeit: gemeinsame Patrouillen, Interventionen, 
Observierungen usw.

Artikel 6 schreibt den Mitgliedstaaten vor, dauerhafte Strukturen der Zusammenarbeit 
einzurichten.

Artikel 7 ist dem Datenschutz gewidmet, der durch die Anwendung der in Titel VI des 
Schengener Durchführungsübereinkommens genannten Standards gewährleistet wird.

Artikel 8 schreibt regelmäßige bilaterale Evaluierungen vor, die von den Mitgliedstaaten in 
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den Grenzregionen durchzuführen sind, sowie Evaluierungsberichte, die die Kommission dem 
Rat übermitteln muss.

Artikel 9 sieht die Möglichkeit weitergehender bestehender oder künftiger mit diesem 
Beschluss im Einklang stehender Abkommen vor.

Zur Unterstützung der Kommission wird in Artikel 10 die Einsetzung eines 
Regelungsausschusses vorgesehen, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt 
und in dem der Vertreter der Kommission den Vorsitz führt.

Artikel 11 ändert die Bestimmungen des Schengener Durchführungsübereinkommens 
betreffend die grenzüberschreitende Observation (Artikel 40) und die Nacheile (Artikel 41).

Bei der Anwendung von Artikel 40 und Artikel 41 des Schengener 
Durchführungsübereinkommens müssen Praktiker derzeit mehrere Listen anwenden:

- eine Liste „auslieferungsfähiger Straftaten“

- eine Liste von Straftaten gemäß Artikel 40 Absatz 7

- eine Liste von Straftaten gemäß Artikel 41 Absatz 4 Buchstabe a.

Durch den Vorschlag wird der Bezug auf diese Listen durch den Bezug auf die einheitliche
Formulierung „Straftat, für die es eine Gefängnisstrafe oder einen Freiheitsentzug von 
mindestens zwölf Monaten geben kann“ ersetzt, wodurch die Arbeit der Praktiker erleichtert
und die Effizienz der Polizeiarbeit erhöht wird.

Artikel 40 - Grenzüberschreitende Observation

Beamte eines Mitgliedstaats können eine in ihrem Land begonnene Observation jenseits der 
Grenze in einem anderen Schengen-Staat unter strengen Auflagen fortsetzen. Die observierte 
Person muss unter dem Verdacht stehen, an einer auslieferungsfähigen Straftat beteiligt zu 
sein, oder es muss von ihr angenommen werden, dass sie zur Auffindung einer solchen Person 
beitragen kann. Mit dem Vorschlag wird der Begriff „auslieferungsfähige Straftat“ durch die 
Formulierung „Straftat, für die es eine Gefängnisstrafe oder einen Freiheitsentzug von 
mindestens zwölf Monaten geben kann“ ersetzt. 
Außerdem muss zur Durchführung einer Observation im „Eilfall“ die observierte Person
Straftaten verübt haben, die in der Liste des Artikels 40 Absatz 7 aufgeführt sind. Der 
Vorschlag ersetzt diese Liste mit derselben Formulierung: „Straftat, für die es eine 
Gefängnisstrafe oder einen Freiheitsentzug von mindestens zwölf Monaten geben kann“.

Artikel 41 - Nacheile

Beamte eines Mitgliedstaats, die in ihrem Land eine Person verfolgen, sind befugt, die 
Verfolgung im Hoheitsgebiet eines Nachbarstaats ohne dessen vorherige Zustimmung unter 
strengen Auflagen fortzusetzen. 

Was die Straftaten betrifft, die Anlass zur Nacheile geben, können sich Staaten entscheiden
zwischen:



PE 367.946v01-00 6/6 DT\598935DE.doc

DE

- einer begrenzten Liste von Straftaten, die in Artikel 4 Buchstabe a aufgeführt sind

- den auslieferungsfähigen Straftaten.

Anstelle dieser Optionen wird in dem vorgeschlagenen Artikel 41 die Formulierung „Straftat, 
für die es eine Gefängnisstrafe oder einen Freiheitsentzug von mindestens zwölf Monaten 
geben kann“ verwendet.

Schließlich wird in dem neuen Artikel 41 die Beschränkung, dass die Nacheile nur über die 
Landesgrenzen stattfindet, aufgehoben, womit sie auch über See-, Fluss- oder 
Luftaußengrenzen erfolgen kann.

5. Standpunkt des Berichterstatters

Der Berichterstatter begrüßt die Absicht der Kommission, die grenzüberschreitende 
polizeiliche Zusammenarbeit zu verbessern und eine Vielzahl von bestehenden Maßnahmen 
und Abkommen durch einen allgemeinen gemeinsamen Rahmen zu ersetzen.

Der vorliegende Vorschlag legt gemeinsame Mindeststandards fest. Der Berichterstatter ist 
sich bewusst, dass es in den Mitgliedstaaten ein unterschiedlich hohes Bewusstsein und 
unterschiedliche Verfassungstraditionen im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit gibt. 
Allerdings fordert er zur Gewährleistung der Sicherheit der Bürger ein hohes Maß an
Harmonisierung und eine umfassendere Überarbeitung des Schengener
Durchführungsübereinkommens, die über den Vorschlag der Kommission hinausgeht. 

Er erinnert auch an einige Schwierigkeiten, denen sich die Polizei derzeit gegenübersieht:

- die Sprachbarriere, die ein großes Hindernis für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
darstellt; Sprachkurse sind von großer Bedeutung;

- die Kommunikationsprobleme zwischen den Beamten verschiedener Staaten; daher sollte 
die Einrichtung von Zentren für die Zusammenarbeit von Polizei und Zoll, die Beamte beider 
Länder unter einem Dach vereinen, gefördert werden;

- die Inkompatibilität der Kommunikation und der Ausrüstungen für die Observation;

- die unzureichend harmonisierte Situation in Bezug auf die Rechte der observierenden 
Beamten im Nachbarstaat. Jedem Staat ist es nun freigestellt, diese Rechte zeitlich und 
räumlich sowie die Befugnisse einzuschränken. Der Berichterstatter plädiert für gemeinsame 
Regelungen für die Rechte der observierenden Beamten und für das Recht, Personen in dem 
Land festzunehmen, in dem die Nacheile stattfindet;

- die unzureichenden Mittel und die unangemessenen Ausrüstungen, die der Polizei 
bereitgestellt werden.


